
Was war?   

Im Januar 2005 entschied das Bundesverfassungsgericht dass Studiengebüh-

ren in den Kompetenzbereich der Länder und nicht des Bundes fallen. Für alle 

CDU-regierten Länder das Startsignal für die Uni-Maut. Der baden-

württembergische Bildungsminister Frankenberg, war ganz vorne mit dabei. 

Trotz massiven und fundierten Einwänden, heftigen Protesten und prinzipiel-

ler Ablehnung in der Bevölkerung wurden Studiengebühren eingeführt. Der 

Tenor der Verantwortlichen war (unter anderem): 
 

 1. Studiengebühren werden keine abschreckende Wirkung 
auf Studienanfänger haben. 
 

 FALSCH: Eine (noch unter Verschluß gehaltene) Studie des Bil-
dungsministerium belegt genau das. (siehe: http://www.tagesschau.de/inland/
studiengebuehren100.html vom 20.10.08) 
 

 
2. Die Studiengebühren werden die Studienbedingungen verbessern. 

FALSCH: Mittel vom Land werden zurückgefahren (z.B. 

„Frankenberg will Finanzierung von Beamtenstellen aus Studiengebüh-

ren ermögl ichen“  ht tp ://www.baden -wuer t temberg .de/de/

Seite_empfehlen/192840.html) und selbstverständliche Ausgaben werden 

extra hervorgehoben oder gekennzeichnet um den StudentInnen die 

„positiven“ Effekte allgegenwärtig erscheinen zu lassen. Trotzdem 

geht das Konzept nicht auf: „Drei Viertel der zahlenden Studierenden 

sehen keine Verbesserung“ (Resultat aus der Langzeitstudie 

"Gebührenkompass" der Universität Hohenheim vom Juni 2008; http://
www.bildungsspiegel.de/aktuelles/studiengebuehren-drei-viertel-der-

zahlenden-studierenden-sehen-keine-verbesserung.html?Itemid=262 ) 



 
3. Studiengebühren sind sozialverträglich. 
  FALSCH: Der Zinssatz für einen Kredit bei der L-Bank liegt bei 
5,5% (ursprünglich 7,6%!). Dies ist nicht sozialverträglich 

(„Studiengebühren gehören abgeschafft“  Präsident des Deutschen 

Studenten-Werks Rolf Dobischat am 20.10.08 im WDR). Prinzipiell ist 

der Eintritt in die Schuldenfalle nicht sozialverträglich und diktiert ei-

ne Studienfachwahl nach ökonomischen Kriterien. 

Was nun? 
Alle Befürchtungen der Studiengebührengegner haben sich mehr oder 
weniger bewahrheitet. Wir fordern daher die sofortige Abschaffung 
von Studiengebühren und deutliche Investitionen in das Bildungssys-
tem. Die bereits vorhandenen Chancenungleichheiten in der Bildung 
müssen verringert werden. Das Bildungssystem darf nicht das Opfer 
einer fehlgeleiteten Privatisierungskampagne werden. 
Während die Studiengebühren in Hessen wieder abgeschafft worden 
sind, muss im Ländle mit einer weiteren Verschärfung (Wegfall von 
Landesmitteln, Anhebung der Studiengebühren usw.) gerechnet wer-
den. Der Protest gegen Studiengebühren war, ist und wird weiterhin 
notwendig bleiben! 
 

Wir kaufen ihnen nicht ab was uns gehört!  
Freie Bildung für alle! Studiengebühren abschaffen! 

Komm zur Demonstration  
GEGEN STUDIENGEBÜHREN 
5.11.08 um 13 Uhr in Mannheim 
Wir treffen uns um 9.45 Uhr am Hbf in Stuttgart. 

Die Hin u. Rückfahrt werden zusammen 5,40 € pro 

Person kosten (Baden-Württemberg-Ticket). 




